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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dürr, Dr. Emmerlich, Gnädinger, Dr. Penner, 
Dr. de With, Kleinert, von Schoeler und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/1404 - 

betr. Stand der Reform der Rechtsmittel in Strafsachen 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 20. De- 
zember 1973 - 4100/11 - 67 056/73 die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wann ist mit der Vorlage weiterer Gesetzentwürfe zu rechnen, 
und was wird in ihnen geregelt werden? 

Wie die Bundesregierung in der Begründung des Ersten Geset- 
zes zur Reform des Strafverfahrensrechts (Drucksache 7/551, 
Seite 32 f.) zum Ausdruck gebracht hat, hält sie eine umfassende 
Reform des Strafverfahrensrechts für ein dringendes rechtspoli- 
tisches Anliegen. Wegen ihres Umfangs und der schwierigen 
Fragen, die zu lösen sind, stellt die Gesamtreform eine Aufgabe 
dar, die nicht in einem Anlauf, sondern nur in einer Reihe auf- 
einander abgestimmter, schrittweise folgender Teilgesetze ver- 
wirklicht werden kann. Die Leitlinien sind die Verwirklichung 
der Wertentscheidungen des Grundgesetzes und der materiellen 
Strafrechtsreform auch im Strafverfahren, die Anpassung des 
Verfahrensrechts an die gesellschaftlichen Veränderungen und 
die Schaffung eines schnellen und überzeugenden Verfahrens. 
Von den einzelnen Teilgesetzen liegt das Erste Gesetz zur Re- 
form des Strafverfahrensrechts mit den Schwerpunkten Straf- 
fung und Beschleunigung des Verfahrens vor-, es wird zur Zeit 
im Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages beraten. 

Die Vorarbeiten für ein Zweites Gesetz sind soweit abgeschlos- 
sen, daß im Frühjahr 1974 den gesetzgebenden Körperschaften 
ein Gesetzentwurf zugeleitet werden kann. In diesem Entwurf 
werden insbesondere die Problemkreise Ausschließung des 
Verteidigers, Eidesverweigerungsrecht aus Glaubens- und Ge- 
wissensgründen und Zeugnisverweigerungsrechte für Sozial- 
arbeiter geregelt werden. 

Mit einem Dritten Gesetz wird das Rechtsmittelsystem in Straf- 
sachen umfassend reformiert werden. Ein Gesetzentwurf der 
Bundesregierung wird den gesetzgebenden Körperschaften in 
dieser Legislaturperiode zugeleitet werden. 
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Darüber hinaus haben die Vorarbeiten für weitere Teilgesetze, 
mit denen vor allem das Hauptverfahren und die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens neu gestaltet werden sollen, begonnen. 
Es kann damit gerechnet werden, daß insoweit im Laufe der 
nächsten Legislaturperiode Entwürfe vorliegen werden. 


2. Welche Bedeutung hat die Neuordnung der Rechtsmittel in 
Strafsachen im Rahmen der Gesamtreform, 
welche Vorarbeiten sind bereits geleistet und 
welche inhaltlichen Vorstellungen bestehen zur Reform der 
Rechtsmittel? 

Die Reform der Rechtsmittel in Strafsachen ist nach Ansicht der 
Bundesregierung ein besonders wichtiges und dringliches Teil- 
stück der Gesamtreform des Strafverfahrensrechts. Rechtsver- 
gleichende Untersuchungen der vielschichtigen und schwierigen 
Problematik sind abgeschlossen. Das Bundesministerium der 
Justiz hat in langwierigen Beratungen, die bis 1970 zurückge- 
hen, zusammen mit den Landesjustizverwaltungen die Grund- 
züge des künftigen Rechtsmittelsystems erarbeitet. Zur Zeit 
werden gemeinsam mit den Ländern die Regelungen im einzel- 
nen vorbereitet. Anschließend - voraussichtlich im Sommer 1974 

— kann ein Entwurf erstellt werden. 

Das derzeitige Rechtsmittel System ist vor allem deshalb unbe- 
friedigend, weil es für die Fälle der leichten und mittleren Kri- 
minalität zwei volle Tatsacheninstanzen zur Verfügung stellt, 
während bei der Schwerkriminalität die tatsächlichen Feststel- 
lungen nicht ausreichend überprüft werden können. Ziel der 
Reform ist es daher, durch das neue Rechtsmittelsystem die 
Mängel der bisherigen Rechtsmittel „Berufung" und „Revision" 
zu vermeiden und den Rechtsmittelzug in Strafsachen insgesamt 
ausgewogener zu gestalten. Schon aus allgemein-kriminalpoli- 
tischer Sicht ist eine zügige Abwicklung der Strafverfahren 
erforderlich. Schnelle Verfahren förden zudem die Wahrheits- 
findung. Es trägt ferner zur Resozialisierung des Täters bei, 
wenn die Spanne zwischen der Tat und dem rechtskräftigen 
Abschluß des Verfahrens möglichst kurz ist. Bei der leichten und 
mittleren Kriminalität soll deshalb unter Wahrung des rechts - 
staatlich gebotenen Schutzes das Verfahren und der Rechts- 
mittelzug gestrafft, bei der schweren Kriminalität die Überprüf- 
barkeit des Urteils wesentlich verbessert werden. 

Zwei Schwerpunkte der Rechtsmittelreform sind hervorzuheben: 

— Die Berufung und die Revision des geltenden Rechts werden 
durch ein neuartiges einheitliches, einziges Rechtsmittel er- 
setzt. 

— Für die vor dem Einzelrichter zu verhandelnden Verfahren 
der leichten Kriminalität werden besondere, vereinfachte 
Verfahrensvorschriften geschaffen werden; die Überleitung 
dieses Verfahrens in das ordentliche Verfahren vor dem 
Schöffengericht bleibt gewährleistet. 

Das neue Rechtsmittel, für das der Arbeitstitel „Erweitere Re- 
vision" verwendet wird, führt wie die Revision zu einer Uber- 
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Prüfung des erstinstanzlichen Urteils und nicht zu einer Wieder- 
holung der Hauptverhandlung; es wird dagegen, entsprechend 
der heutigen Berufung, in größerem Umfang als die Revision 
auch die tatsächlichen Feststellungen überprüfen können. 

Mit dem neuen Rechtsmittel wird wie mit der Revision gerügt 
werden können, daß das Urteil auf einer Verletzung des mate- 
riellen Rechts oder von Verfahrensvorschriften beruhe oder daß 
die tatsächlichen Feststellungen des Urteils denkgesetzwidrig 
seien oder gegen offenkundige Tatsachen oder gesicherte Erfah- 
rungssätze verstießen. Der Beschwerdeführer wird mit dem 
neuen Rechtsmittel aber auch geltend machen können, daß der 
Verdacht bestehe, die tatsächlichen Feststellungen seien dar- 
über hinaus unrichtig. Auch wird besser als mit der Revision die 
Angemessenheit der Rechtsfolgenfestsetzung überprüft werden 
können. Schließlich wird gegenüber der bisherigen Revision der 
Anteil der verfahrensverzögernden Zurückverweisungen ver- 
ringert werden. Von diesen Änderungen im Kernbereich her 
werden auch die übrigen Rechtsmittelvorschriften der verän- 
derten Wirkungsweise und Leistungsfähigkeit des neuen 
Rechtsmittels angepaßt werden. 

Verschiedene Maßnahmen, wie die Entlastung der ersten In- 
stanz vom Massendruck, die Erweiterung der notwendigen Ver- 
teidigung und eine größere Zuständigkeit der Strafkammer für 
Sachen mit hoher Straferwartung, von großem Umfang oder von 
hoher Schwierigkeit werden sicherstellen, daß die größtmögliche 
Gewähr für ein wahres und gerechtes Urteil schon in erster In- 
stanz geschaffen wird. Mit der Einführung des neuen einheit- 
lichen Rechtmittels wird der Schwerpunkt des Verfahrens auch 
in den Sachen wieder in die erste Instanz verlagert werden, in 
denen heute die Berufung zulässig ist. 

Für die vom Einzelrichter, künftig Strafrichter genannt, zu ent- 
scheidenden sehr zahlreichen Sachen der leichten Kriminalität 
kann aus praktischen Gründen die Geschäftsbelastung des Rich- 
ters nicht so bemessen und das Verfahren nicht so ausgestaltet 
werden, daß die Entscheidungen eine taugliche Grundlage für 
das neue Rechtsmittel darstellen. Auch hier kommt jedoch die 
Beibehaltung der Berufung wegen der ihr innewohnenden Nach- 
teile nicht in Betracht. Für diesen Bereich wird vielmehr ein 
besonderes, vereinfachtes Verfahren geschaffen werden. Durch 
die Lockerung der mehr formellen, in erster Linie für die revi- 
sionsgerichtliche Kontrolle bedeutsamen Verfahrensvorschriften 
soll hier ein besonders zügiger und rationeller Verfahrensablauf 
und eine hohe Befriedigungswirkung erreicht werden. Das „ver- 
einfachte Verfahren vor dem Strafrichter" wird durch Anrufung 
des Schöffengerichts in das ordentliche Verfahren übergeleitet 
werden können. 

Die zur Reform der Rechtsmittel erarbeitete Konzeption be- 
schreitet in mehreren Punkten neue Wege, ohne dabei an den 
Erkenntnissen vorbeizugehen, die die bisherige Diskussion um 
die Reform der Rechtsmittel seit nunmehr fast 100 Jahren er- 
bracht hat. Das Bundesministerium der Justiz wird eine histo- 
rische Darstellung der bisherigen Vorschläge zur Reform des 
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Rechtmittelrechts seit der Schaffung der Strafprozeßordnung in 
Kürze veröffentlichen. 

Bei den Vorarbeiten zur Rechtsmittelreform werden gerichtliche 
Praxis, Richterschaft und Anwaltschaft intensiv an den Beratun- 
gen beteiligt. Auch die Strafprozeßwissenschaft wird in die 
Meinungsbildung einbezogen. 
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